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(In Anwendung von Titel V des Vertrags über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

GEMEINSAME AKTION

vom 5 . März 1996

zur Beteiligung der Europäischen Union an der Organisation für die Entwicklung der Energie
auf der Koreanischen Halbinsel ( KEDO ), vom Rat auf der Grundlage des Artikels J.3 des

Vertrags über die Europäische Union angenommen

( 96/195/GASP )

— von innerhalb der Europäischen Union in den Berei­
chen Wissenschaft , Industrie und Technologie vorhan­
denen Mitteln und Möglichkeiten .

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union,
insbesondere auf die Artikel J.3 und J.ll ,

gestützt auf die allgemeinen Leitlinien des Europäischen
Rates vom 24 . und 25 . Juni 1994 in Korfu in bezug auf
den Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen
und die Bedeutung, die der Rat der Einhaltung des
Vertrags durch alle Vertragsparteien beimißt,

gestützt auf die Schlußfolgerungen des Europäischen
Rates vom 15 . und 16 . Dezember 1995 in Madrid zur
Beteiligung der Europäischen Union an der Organisation
für die Entwicklung der Energie auf der Koreanischen
Halbinsel unter noch auszuhandelnden Bedingungen,

gestützt auf die Schlußfolgerungen des Rates vom 26 . Fe­
bruar 1996 —

Artikel 2

Ein unmittelbar bereitgestellter Beitrag der Europäischen
Union in Höhe von 5 Millionen ECU für die KEDO
gehen zu Lasten des Gesamthaushaltsplans der Europäi­
schen Gemeinschaften für 1996 .

Die mit dem vorstehend genannten Betrag finanzierten
Ausgaben werden gemäß den für den Haushaltsplan
geltenden Verfahren und Vorschriften der Europäischen
Gemeinschaft verwaltet .

Artikel 3

Der Rat überprüft die Durchführung dieser gemeinsamen
Aktion .HAT FOLGENDE GEMEINSAME AKTION BESCHLOSSEN:

Artikel 4

Diese gemeinsame Aktion tritt am Tag ihrer Annahme in
Kraft .

Diese gemeinsame Aktion wird im Amtsblatt veröffent­
licht .

Artikel 1

Mit dieser gemeinsamen Aktion wird das Ziel verfolgt,
einen Beitrag zu einer Gesamtlösung für die Frage der
Verbreitung von Kernwaffen auf der Koreanischen Halb­
insel zu leisten .

Zu diesem Zweck beteiligt sich die Europäische Union im
Einklang mit den Zielen der KEDO an dieser internatio­
nalen Maßnahme, die für die Nichtverbreitung von Kern­
waffen und die nukleare Sicherheit von großer Bedeutung
ist, indem sie Beiträge leistet zur Finanzierung und zur
Bereitstellung

— von alternativen Energiequellen auf der Koreanischen
Halbinsel für die Übergangszeit ;

Geschehen zu Brüssel am 5 . März 1996 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

S. AGNELLI
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(In Anwendung von Titel VI des Vertrags über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

GEMEINSAMER STANDPUNKT

vom 4. März 1996

— vom Rat aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union festgelegt —
betreffend die harmonisierte Anwendung der Definition des Begriffs „Flüchtling" in Artikel 1

des Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge

( 96/196/JI )

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe a ) des
Vertrags über die Europäische Union,

in der Erwägung, daß die Mitgliedstaaten die Asylpolitik
gemäß Artikel K.l Nummer 1 des Vertrags als Angele­
genheit von gemeinsamem Interesse betrachten,

eingedenk des Ziels einer Harmonisierung der Asylpoliti­
ken der Mitgliedstaaten , das vom Europäischen Rat auf
seiner Tagung vom 8 . und 9 . Dezember 1990 in Straß­
burg festgelegt wurde und das von ihm auf seinen Tagun­
gen vom 9 . und 10 . Dezember 1991 in Maastricht und
vom 10 . und 11 . Dezember 1993 in Brüssel sowie von
der Kommission in ihrer Mitteilung vom 23 . Februar
1994 zur Zuwanderungs- und Asylpolitik weiterentwik­
kelt wurde ,

unter Hinweis darauf, wie wichtig es ist, Flüchtlingen
getreu der allen Mitgliedstaaten gemeinsamen humanitä­
ren Tradition einen angemessenen Schutz gemäß dem
Genfer Abkommen vom 28 . Juli 1951 über die Rechts­
stellung der Flüchtlinge in der Fassung des Protokolls von
New York vom 31 . Januar 1967, im folgenden „ Genfer
Abkommen " genannt, zu gewähren,

in der Feststellung, daß das Flüchtlingshandbuch des
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen (UNHCR )
für die Mitgliedstaaten ein nützliches Instrument für die
Bestimmung der Flüchtlingseigenschaft darstellt,

in der Erwägung, daß es im Hinblick auf die Harmonisie­
rung der Asylpolitiken der Mitgliedstaaten unerläßlich ist,
die Anwendung der Kriterien für die Bestimmung der
Flüchtlingseigenschaft zu harmonisieren —

det der Rechtsprechung der Mitgliedstaaten in Asylsa­
chen und ihrer verfassungsrechtlichen Vorgaben nach
diesen Leitlinien zu richten .

— Dieser Gemeinsame Standpunkt wird in den Grenzen
der verfassungsrechtlichen Befugnisse der Regierungen
der Mitgliedstaaten erlassen; er bindet weder die
gesetzgebende noch die richterliche Gewalt in den
Mitgliedstaaten .

— Der Rat überprüft einmal jährlich die Anwendung
dieser Leitlinien und paßt sie gegebenenfalls an die
Entwicklung der Asylanträge an .

1 . Anerkennung als Flüchtling

Die Flüchtlingseigenschaft wird anhand der Krite­
rien festgestellt, nach denen die zuständigen ein­
zelstaatlichen Stellen beschließen, einem Asylbe­
werber Schutz gemäß dem Genfer Abkommen zu
gewähren . Das vorliegende Dokument betrifft die
Anwendung der in Artikel 1 des Genfer Abkom­
mens festgelegten Kriterien . Es präjudiziert in kei­
ner Weise die Bedingungen, unter denen ein Mit­
gliedstaat einer Person den weiteren Aufenthalt in
seinem Hoheitsgebiet entsprechend seinem natio­
nalen Recht gestatten kann, wenn deren Sicherheit
oder körperliche Unversehrtheit bei einer Rück­
kehr in ihr Land aus Gründen gefährdet wäre , auf
die das Genfer Abkommen nicht anwendbar ist,
die jedoch einer Rückführung in das Herkunfts­
land entgegenstehen .

2 . Feststellung der Flüchtlingseigenschaft in Einzel­
fällen oder für ganze Gruppen

Jeder Asylantrag wird anhand der in jedem einzel­
nen Fall geltend gemachten Tatsachen und
Umstände und unter Berücksichtigung der tat­
sächlichen Lage im Herkunftsland geprüft .

In der Praxis kann es vorkommen, daß eine ganze
Bevölkerungsgruppe der Verfolgung ausgesetzt ist .
Auch in solchen Fällen werden die Anträge ein­
zeln geprüft, selbst wenn sich die Prüfung in
spezifischen Fällen auf die Feststellung beschrän­
ken kann, ob der Betroffene einer solchen Gruppe
angehört .

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT
FESTGELEGT:

— Die nachstehenden Leitlinien für die Anwendung der
Kriterien für die Anerkennung und Zulassung als
Flüchtling werden gebilligt .

— Diese Leitlinien werden den für die Zuerkennung der
Flüchtlingseigenschaft zuständigen Verwaltungsstellen
übermittelt ; diese werden aufgefordert, sich unbescha­
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Verletzung der Menschenrechte , z . B. des
Rechts auf Leben , des Rechts auf Freiheit oder
des Rechts auf körperliche Unversehrtheit dar,
oder sie erlauben es bei Würdigung sämtlicher
Umstände des Einzelfalles der Person, die von
ihnen betroffen war, eindeutig nicht, weiterhin
in ihrem Herkunftsland zu leben ( ] ), und

— auf einen der in Artikel 1 Abschnitt A des
Genfer Abkommens aufgeführten Gründe zu­
rückzuführen sind : Rasse , Religion, Nationali­
tät, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia­
len Gruppe, politische Überzeugung . Die
Gründe für die Verfolgung können sich über­
schneiden, und oft kommen bei ein und dersel­
ben Person mehrere Gründe zusammen . Es ist
gleichgültig, ob diese Gründe real bestehen
oder der betreffenden Person vom Urheber der
Verfolgung zugeschrieben werden .

Es können mehrere Arten der Verfolgung zusam­
menkommen, und die Häufung von Ereignissen,
von denen jedes für sich alleine genommen nicht
den Tatbestand der Verfolgung erfüllt , kann je
nach den Umständen zu einer tatsächlichen Ver­
folgung führen oder als ein wesentlicher Grund
für die Furcht vor Verfolgung angesehen werden .

Bei den nachstehenden Leitlinien ist zu beachten ,
daß sie auf der in diesem Abschnitt vertretenen
Auffassung von dem Begriff der Verfolgung be­
ruhen .

3 . Ermittlung des Sachverhalts , der eine Aner­
kennung der Flüchtlingseigenschaft rechtfertigen
würde

Ausschlaggebend für die Zuerkennung der Flücht­
lingseigenschaft gemäß dem Genfer Abkommen
ist das Bestehen einer wohlbegründeten Furcht
vor Verfolgung wegen der Rasse , der Religion , der
Nationalität, der politischen Überzeugung oder
der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe . Die Frage , ob diese Furcht begründet ist ,
ist unter Berücksichtigung der Umstände jedes
Einzelfalls zu entscheiden . Es ist Sache des Asylbe­
gehrenden, die Umstände darzulegen, die zur
Beurteilung der Frage erforderlich sind , ob die
angeführten Ereignisse und Umstände der Wirk­
lichkeit entsprechen . Steht mit hinreichender
Sicherheit fest , daß seine Aussagen glaubhaft sind ,
so ist es nicht erforderlich , im einzelnen zu prü­
fen , ob die angeführten Ereignisse tatsächlich
stattgefunden haben, und es ist , soweit nicht gute
Gründe dagegen sprechen, im Zweifelsfalle zu
seinen Gunsten zu entscheiden .

Die Tatsache, daß die betreffende Person bereits
verfolgt wurde oder von Verfolgung unmittelbar
bedroht worden ist , ist ein wichtiger Anhalts­
punkt dafür , daß die Gefahr einer Verfolgung
besteht, es sei denn, die Lage im Herkunftsland
des Asylbewerbers oder seine Beziehungen zu sei­
nem Herkunftsland hätten sich seither grundle­
gend geändert .

Der Umstand, daß die betreffende Person vor
ihrer Ausreise aus dem Herkunftsland dort keiner
Verfolgung ausgesetzt war oder nicht unmittelbar
davon bedroht war, bedeutet für sich allein
genommen nicht, daß die betreffende Person im
Rahmen des Asylverfahrens keine begründete
Furcht vor Verfolgung geltend machen kann .

4 . Der Begriff „Verfolgung" im Sinne des Artikels 1
Abschnitt A des Genfer Abkommens

In diesem Dokument ist mit Verfolgung die Ver­
folgung im Sinne des Artikels 1 Abschnitt A des
Genfer Abkommens gemeint .

Dieser Begriff wird in dem Abkommen nicht
definiert . Eine allgemein anerkannte Definition
dieses Begriffs ist weder in den Empfehlungen des
Exekutivausschusses des UNHCR noch in der
Lehrö zu finden . Die in diesem Dokument enthal­
tenen Leitlinien stellen keine Definition dar .

Es wird jedoch allgemein davon ausgegangen, daß
die Verfolgung in jedem Fall nur dann als Verfol­
gung im Sinne des Artikels 1 Abschnitt A des
Genfer Abkommens gilt, wenn die Ereignisse , die
geschehen sind oder befürchtet werden,

— aufgrund ihrer Art oder der Tatsache , daß sie
wiederholt zu verzeichnen waren, hinreichend
gravierend sind : sie stellen eine gravierende

5 . Ursache der Verfolgung

5.1 . Verfolgung durch den Staat

Die Verfolgung geht im allgemeinen von einem
Organ der Staatsgewalt ( Zentralstaat oder Bun­
desstaat, regionale und lokale Stellen ) aus, wobei
sein völkerrechtlicher Status keine Rolle spielt ,
oder von Parteien oder Organisationen, die den
Staat beherrschen .

Verfolgung kann nicht nur in den Fällen gegeben
sein , in denen sie mit der Anwendung brutaler
Gewalt einhergeht, sie kann auch die Form von
Maßnahmen von Verwaltungs- und/oder Justizbe­
hörden annehmen, die entweder den Schein der
Rechtmäßigkeit wahren, in Wahrheit aber Verfol­
gungszwecken dienen, oder die unter Mißachtung
des Gesetzes durchgeführt werden .

5.1.1 . Rechts - und Verwaltungsmaßnahmen
und polizeiliche Maßnahmen

a ) Allgemeine Maßnahmen
Die Behörden eines Landes haben zuweilen
Anlaß , allgemeine Maßnahmen zur Aufrecht­

( ] ) Diese Formulierung läßt die Nummer 8 „. . . ob der Betref­
fende in einem anderen Teil seines Herkunftslands wirksa­
men Schutz finden . . . kann " unberührt .
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In allen genannten Fällen ist zu prüfen, ob es
nicht wirksame rechtliche Mittel gibt, durch die
der Mißbrauch abgestellt werden könnte . In der
Regel ist eine Verfolgungssituation dadurch ge­
kennzeichnet, daß es keine derartigen Mittel gibt
oder der Betroffene , falls es doch derartige recht­
liche Mittel gibt, sie nicht in Anspruch nehmen
kann, oder die Entscheidungen der zuständigen
Stellen nicht unparteiisch sind ( vgl . Nummer
5.1.2 ) oder ohne Wirkung bleiben .

5.1.2 . Strafverfolgung

Trotz des Anscheins der Rechtmäßigkeit können
eine Strafverfolgung oder von Gerichten auferlegte
Strafen eine Verfolgung darstellen , wenn sie ein
diskriminierendes Element beinhalten und nach
den unter Nummer 4 dieses Gemeinsamen Stand­
punkts genannten Kriterien hinreichend gravie­
rend sind . Dies gilt insbesondere in folgenden
Fällen :

a ) Diskriminierende Strafverfolgung

Es geht hier um eine Situation, in der die
Strafbestimmung zwar auf jedermann anwend­
bar ist, in der aber nur bestimmte Personen im
Zusammenhang mit ihren asylrelevanten
Merkmalen verfolgt werden . Wesentlich für
die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ist
daher das diskriminierende Element bei der
Durchführung der Strafverfolgung .

b ) Diskriminierende Bestrafung

Die Bestrafung oder die drohende Bestrafung
aufgrund einer allgemeingültigen Strafbestim­
mung kann diskriminierend sein , wenn Perso­
nen , die gegen das Gesetz verstoßen haben,
zwar generell bestraft werden, einige aber auf­
grund asylrelevanter Merkmale härter bestraft
werden als andere . Wesentlich ist das diskri­
minierende Element bei der Bestrafung. Im
Fall unverhältnismäßig hoher Strafen kann
eine Verfolgungsvermutung gegeben sein, so­
fern eine Verbindung mit einem der in Arti­
kel 1 Abschnitt A des Genfer Abkommens
genannten Verfolgungsgründe besteht .

c ) Verstoß gegen eine Strafbestimmung im Zu­
sammenhang mit Verfolgungsgründen

Der bewußte Verstoß gegen eine allgemeingül­
tige oder eine für bestimmte Personengruppen
geltende Strafbestimmung im Zusammenhang
mit Verfolgungsgründen muß durch Äußerun­
gen oder durch die Teilnahme an bestimmten
Aktivitäten im Herkunftsland deutlich zum
Ausdruck gekommen sein oder objektiv in
ursächlichem Zusammenhang mit asylrelevan­
ten Merkmalen des Asylbewerbers stehen .
Mitentscheidend sind hier die Art der Bestra­

erhaltung der öffentlichen Ordnung, zum
Schutz der Sicherheit des Staates , zur Erhal­
tung der Volksgesundheit usw . zu treffen .
Diese Maßnahmen können gegebenenfalls die
Einschränkung gewisser Freiheitsrechte umfas­
sen . Sie können auch mit der Anwendung von
Gewalt einhergehen, ohne daß diese Beschrän­
kungen oder diese Gewaltanwendung ein aus­
reichender Grund dafür wären , den Personen ,
die davon betroffen sind, die Flüchtlingseigen­
schaft zuzuerkennen . Stellt sich jedoch heraus,
daß diese Maßnahmen aus einem oder mehre­
ren der in Artikel 1 Abschnitt A des Genfer
Abkommens aufgeführten Gründe in diskrimi­
nierender Weise durchgeführt werden und hin­
reichend gravierende Folgen haben können, so
können diejenigen , die Opfer dieser miß­
bräuchlichen Anwendung sind , durchaus eine
Furcht vor Verfolgung in ihrem Einzelfall gel­
tend machen . Dies trifft insbesondere zu ,
wenn allgemeine Maßnahmen dazu benutzt
werden, individuelle Maßnahmen gegen Perso­
nen zu verschleiern, die aus den in Artikel 1
Abschnitt A genannten Gründen die Aufmerk­
samkeit der Behörden erregen könnten .

b ) Maßnahmen gegen bestimmte Personen­
gruppen

Maßnahmen, die eine bestimmte Personen­
gruppe oder mehrere solcher Gruppen betref­
fen , können in einer Gesellschaft auch dann
durchaus legitim sein , wenn sie besondere
Lasten oder die Einschränkung gewisser Frei­
heitsrechte mit sich bringen . Hingegen können
sie dergestalt sein, daß eine Furcht vor Verfol­
gung begründet ist, insbesondere wenn mit
ihnen ein von der Völkergemeinschaft verur­
teiltes Ziel verfolgt wird , wenn sie offensicht­
lich in keinem angemessenen Verhältnis zu
den angestrebten Zielen stehen oder wenn bei
ihrer Durchführung schwere Mißbräuche auf­
treten , die darauf abzielen, eine bestimmte
Personengruppe anders und schlechter zu stel­
len als die Gesamtheit der Bevölkerung .

c ) Individuelle Maßnahmen

Jede aus einem der in Artikel 1 Abschnitt A
des Genfer Abkommens aufgeführten Gründe
gegen eine Einzelperson ergriffene und nicht
durch das Interesse der Allgemeinheit im
obengenannten Sinne bedingte Verwaltungs­
maßnahme, die nach den unter Nummer 4
dieses Gemeinsamen Standpunkts genannten
Kriterien hinreichend gravierend ist , kann ins­
besondere dann als Verfolgung eingestuft wer­
den, wenn sie absichtlich , systematisch und
auf Dauer ergriffen worden ist .

Es ist daher wichtig, alle mit der vom Asylbe­
gehrenden angeführten individuellen Maß­
nahme in Zusammenhang stehenden Um­
stände zu berücksichtigen , um zu beurteilen ,
ob seine Furcht vor Verfolgung begründet ist .
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fung, das Verhältnis zwischen dem Strafmaß
und dem Delikt, die Rechtsordnung und die
Menschenrechtssituation im Herkunftsland . Es
ist zu prüfen, ob der bewußte Verstoß gegen
die Strafbestimmung unter Berücksichtigung
der persönlichen Umstände im Einzelfall und
angesichts der Situation im Herkunftsland als
unvermeidlich angesehen werden kann.

5.2 . Verfolgung durch Dritte

Die Verfolgung durch Dritte fällt in den Anwen­
dungsbereich des Genfer Abkommens , wenn sie
auf die in Artikel 1 Abschnitt A jenes Abkom­
mens genannten Gründe zurückzuführen ist , sich
gegen einzelne Personen richtet und von den
Behörden gefördert oder gebilligt wird . Wenn die
Behörden untätig bleiben , muß die Verfolgung bei
jedem Antrag auf Anerkennung als Flüchtling zu
einer besonderen Prüfung in Übereinstimmung mit
der nationalen Rechtsprechung führen, insbeson­
dere im Hinblick auf die Frage , ob die festgestellte
Untätigkeit willentlich erfolgt oder nicht . Auf
jeden Fall können geeignete Formen des Schutzes
nach einzelstaatlichem Recht für die betroffenen
Personen in Betracht kommen .

7 . Die Verfolgungsgründe

7.1 . Rasse

Der Begriff „ Rasse " ist im weiten Sinne zu verste­
hen und muß die Zugehörigkeit zu ethnischen
Gruppen einschließen . Von einer Verfolgung aus
Gründen der Rasse ist hauptsächlich dann auszu­
gehen , wenn der Urheber der Verfolgung den von
ihm Verfolgten wegen eines tatsächlichen oder
angenommenen Unterschieds als einer anderen
Rassengruppe als der seinigen angehörend be­
trachtet und wenn hierin der Grund für sein
Handeln liegt .

7.2 . Religion

Der Begriff „ Religion " kann in einem weiten
Sinne aufgefaßt werden und theistische, nichtthei­
stische oder atheistische Glaubensüberzeugungen
umfassen .

Verfolgung aus religiösen Gründen kann sich auf
verschiedene Art und Weise äußern , etwa in
einem absoluten Verbot religiöser Betätigungen
und des Religionsunterrichts bis hin zu schwer­
wiegenden diskriminierenden Maßnahmen gegen
Personen, die einer bestimmten religiösen Gruppe
angehören . Eine Verfolgung liegt dann vor, wenn
die Eingriffe oder Beeinträchtigungen im Sinne der
Nummer 4 dieses Gemeinsamen Standpunkts hin­
reichend gravierend sind . Dies kann der Fall sein ,
wenn der Staat über die zur Durchsetzung des
öffentlichen Friedens unerläßlichen Maßnahmen
hinaus auch die religiöse Betätigung bis in die
private Sphäre hinein verbietet oder unter Strafe
stellt .

Eine Verfolgung aus religiösen Gründen kann
auch dann vorliegen , wenn derartige Eingriffe eine
Person betreffen , die keinerlei religiöse Überzeu­
gung hat, sich keiner bestimmten Religion
anschließt oder sich weigert, sich den mit einer
Religion verbundenen Riten und Gebräuchen ganz
oder teilweise zu unterwerfen .

7.3 . Nationalität

Die Nationalität ist nicht ausschließlich im Sinne
der Staatsangehörigkeit zu verstehen, sondern
bezeichnet auch die Zugehörigkeit zu einer
Gruppe, die durch ihre kulturelle oder sprachliche
Identität oder auch durch ihre Verwandtschaft
mit der Bevölkerung eines anderen Staates
bestimmt wird .

7.4 . Politische Überzeugung

Das Vertreten einer anderen politischen Überzeu­
gung als derjenigen der Regierung reicht an sich
als Grund für die Zuerkennung der Flüchtlings­

6 . Bürgerkrieg oder andere mit Gewalt verbundene
innere oder allgemeine Konflikte

Der Hinweis auf eine Bürgerkriegssituation oder
auf mit Gewalt verbundene innere oder allgemeine
Konflikte und die damit verbundenen Gefahren
reicht allein nicht aus , um die Zuerkennung der
Flüchtlingseigenschaft zu rechtfertigen . Die Furcht
vor Verfolgung muß sich immer auf einen der in
Artikel 1 Abschnitt A des Genfer Abkommens
genannten Gründe stützen und sich auf die betref­
fende Person beziehen .

Verfolgung kann in diesen Situationen sowohl
vom Staat oder von durch den Staat unterstützten
oder geduldeten Dritten ausgehen, als auch von
Stellen, die faktisch die Hoheitsgewalt in einem
Teil des Staatsgebiets ausüben, innerhalb dessen
der Staat seinen Bürgern keinen Schutz mehr
gewähren kann .

Grundsätzlich stellt der Einsatz von Truppen
keine Verfolgung dar, wenn die internationalen
Regeln des Kriegsrechts und die international
anerkannten Gepflogenheiten beachtet werden . Er
geht aber in Verfolgung über, wenn zum Beispiel

* nach Errichtung der Herrschaftsgewalt in einem
bestimmten Gebiet die Angriffe der diese Herr­
schaftsgewalt ausübenden Stelle auf Oppositio­
nelle oder die Bevölkerung den Kriterien der
Nummer 4 entsprechen .

In anderen Fällen können entsprechend den natio­
nalen Rechtsvorschriften andere Schutzmaßnah­
men getroffen werden .
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Jedenfalls müssen die asylrelevanten Merkmale
des Asylbewerbers den Behörden des Herkunfts­
lands bekannt sein oder bekannt werden können,
wenn im Einzelfall die Furcht vor Verfolgung
begründet sein soll .

9.1 . Furcht vor Verfolgung infolge der seit der Abreise
veränderten Lage im Herkunftsland

Politische Veränderungen im Herkunftsland kön­
nen ein Grund für die Furcht vor Verfolgung sein ;
dies gilt jedoch nur dann, wenn der Asylbewerber
darlegen kann, daß er aufgrund dieser Verände­
rungen persönlich im Fall seiner Rückkehr in das
Herkunftsland eine begründete Furcht vor Verfol­
gung hätte .

9.2 . Furcht vor Verfolgung wegen Aktivitäten im Aus­
land

Die Anerkennung als Flüchtling kann erfolgen ,
wenn die Aktivitäten , wegen deren Furcht vor
Verfolgung besteht, Ausdruck und Konsequenz
einer bereits im Herkunftsland bestehenden Über­
zeugung sind oder objektiv in ursächlichem
Zusammenhang mit asylrelevanten Merkmalen
des Asylbewerbers stehen . Eine solche Kontinuität
kann jedoch nicht verlangt werden , wenn der
Betroffene sich aufgrund seines im Herkunftsland
erreichten Alters keine feste Überzeugung bilden
konnte .

Bringt der Betreffende hingegen seine Überzeu­
gung ganz offensichtlich hauptsächlich mit dem
Ziel zum Ausdruck, die Bedingungen für seine
Anerkennung als Flüchtling zu schaffen , so kön­
nen die entfalteten Aktivitäten prinzipiell nicht zu
seiner Anerkennung als Flüchtling führen ; dies gilt
unbeschadet des Rechts des Betreffenden, nicht in
ein Land abgeschoben zu werden, in dem sein
Leben , seine körperliche Unversehrtheit oder seine
Freiheit bedroht sein würden .

eigenschaft nicht aus; der Asylbewerber muß
glaubhaft machen, daß

— die Behörden Kenntnis von seiner politischen
Überzeugung haben oder ihm eine politische
Überzeugung zuschreiben;

— diese Überzeugung von der Regierung nicht
toleriert wird ;

— er in Anbetracht der Lage in seinem Land die
begründete Furcht hat, wegen seiner Überzeu­
gung verfolgt zu werden .

7.5 . Soziale Gruppe

Eine bestimmte soziale Gruppe umfaßt in der
Regel Personen mit ähnlichem Hintergrund, ähnli­
chen Gewohnheiten oder ähnlichem sozialen Sta­
tus usw.

Die geltend gemachte Furcht vor Verfolgung
wegen der Zugehörigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe kann sich häufig mit der geltend
gemachten Furcht vor Verfolgung aus anderen
Gründen, z . B. Rasse, Religion oder Nationalität ,
überschneiden .

Die Urheber einer Verfolgung können einfach
unterstellen , daß die von ihnen verfolgte Person
oder Gruppe einer solchen sozialen Gruppe ange­
hört .

In bestimmten Fällen ist eine solche soziale
Gruppe nicht gegeben, kann aber durch die
gemeinsamen Merkmale der verfolgten Personen
bestimmt werden, weil der Urheber der Verfol­
gung sie als ein Hindernis bei der Durchführung
seiner Ziele ansieht .

8 . Möglichkeit des Umzugs innerhalb des Herkunfts­
lands

Zeigt sich, daß die Verfolgung eindeutig auf einen
bestimmten Teil des Hoheitsgebiets beschränkt ist ,
so muß zur Feststellung, ob die Bedingung des
Artikels 1 Abschnitt A des Genfer Abkommens
erfüllt ist, wonach der Betreffende den Schutz der
Behörden seines Landes wegen befürchteter Ver­
folgung nicht in Anspruch nehmen kann oder
nicht in Anspruch nehmen will , gegebenenfalls
geprüft werden, ob der Betreffende in einem ande­
ren Teil seines Herkunftlands wirksamen Schutz
finden und billigerweise erwartet werden kann,
daß er sich dorthin begibt .

9 . „ Réfugié sur place"

10 . Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen,
Nichtbefolgung des Einberufungsbefehls und Fah­
nenflucht

Die Furcht vor Bestrafung wegen Kriegsdienstver­
weigerung aus Gewissensgründen, Nichtbefolgung
des Einberufungsbefehls oder Fahnenflucht wird
auf Einzelfallbasis geprüft . Sie kann allein nicht
die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft recht­
fertigen . Die Sanktion ist insbesondere unter
Beachtung der unter Nummer 5 aufgeführten
Grundsätze zu bewerten .

Bei Nichtbefolgung des Einberufungsbefehls oder
Fahnenflucht ist dem Betreffenden die Flüchtlings­
eigenschaft zuzuerkennen, wenn die Bedingungen,
unter denen er seine Wehrpflicht erfüllt , an sich
schon eine Verfolgung darstellen .

Ebenso kann die Flüchtlingseigenschaft im Fall
von Sanktionen für die Kriegsdienstverweigerung

Die Furcht vor Verfolgung muß nicht notwendi­
gerweise bereits beim Verlassen des Herkunfts­
lands bestanden haben . Eine Person , die keine
Verfolgung zu befürchten brauchte , als sie ihr
Land verließ, kann später im Ausland zu einem
„ refugie sur place" werden . Der Grund für die
Furcht vor Verfolgung kann in einer Änderung
der Lage im Herkunftsland seit der Abreise des
Betreffenden, die für ihn gravierende Folgen hat,
oder auch in eigenen Aktivitäten liegen .
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13.1 . Artikel 1 Abschnitt F Buchstabe a) des Genfer
Abkommens

Die in Artikel 1 Abschnitt F Buchstabe a ) des
Genfer Abkommens genannten Straftaten sind in
internationalen Vertragswerken, denen die Mit­
gliedstaaten beigetreten sind , und in Resolutionen
der Vereinten Nationen oder anderer weltweiter
oder regionaler internationaler Organisationen
definiert , soweit sie von den Mitgliedstaaten
akzeptiert wurden .

13.2 . Artikel 1 Abschnitt F Buchstabe b) des Genfer
Abkommens

Die Schwere der zu erwartenden Verfolgung ist
gegen die Art der Straftat , deren der Betroffene
verdächtigt wird , abzuwägen .

Besonders grausame Handlungen können als
schwere nichtpolitische Straftaten eingestuft wer­
den , auch wenn mit ihnen vorgeblich politische
Ziele verfolgt werden . Dies gilt sowohl für die an
diesen Straftaten Beteiligten als auch für ihre
Anstifter .

13.3 . Artikel 1 Abschnitt F Buchstabe c) des Genfer
Abkommens

Die unter Artikel 1 Abschnitt F Buchstabe c ) des
Genfer Abkommens genannten Ziele und Grund­
sätze sind in erster Linie in der Charta der Verein­
ten Nationen niedergelegt, die die Verpflichtungen
der Vertragsstaaten in ihren Beziehungen unter­
einander , insbesondere im Hinblick auf die Erhal­
tung des Friedens sowie in bezug auf die Men­
schenrechte und die Grundfreiheiten , festlegt .

Artikel 1 Abschnitt F Buchstabe c ) des Genfer
Abkommens findet bei einer Verletzung dieser
Grundsätze Anwendung und richtet sich insbeson­
dere gegen hochrangige Träger der staatlichen
Gewalt, die aufgrund ihrer Befugnisse den
genannten Zielen und Grundsätzen zuwiderlau­
fende Handlungen angeordnet oder gedeckt
haben, sowie gegen Personen , die aufgrund ihrer
Zugehörigkeit zu den Sicherheitskräften eine per­
sönliche Verantwortung für die Begehung derarti­
ger Handlungen tragen .

Um zu beurteilen , ob eine Handlung als den
Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen
zuwiderlaufend anzusehen ist , sollten die Mit­
gliedstaaten die Übereinkünfte und Resolutionen,
die im Rahmen der Organisation der Vereinten
Nationen hierzu angenommen wurden, berück­
sichtigen .

Geschehen zu Brüssel am 4 . März 1996 .

aus Gewissengründen, die Nichtbefolgung des
Einberufungsbefehls oder die Fahnenflucht, die
bewußt und aus Gewissengründen erfolgt sind , in
Anbetracht aller anderen Bestimmungen der Defi­
nition zuerkannt werden, wenn der Betreffende
durch die Erfüllung seiner Wehrpflicht dazu
gebracht würde , an Handlungen teilzunehmen,
die unter die Ausschlußklauseln des Artikels 1
Abschnitt F des Genfer Abkommens fallen .

11 . Verlust der Flüchtlingseigenschaft ( Artikel 1
Abschnitt C ) des Genfer Abkommens

Die Frage , ob die Flüchtlingseigenschaft aufgrund
des Artikels 1 Abschnitt C des Genfer Abkom­
mens aberkannt werden kann , wird stets im Ein­
zelfall geprüft .

Die Mitgliedstaaten bemühen sich im Wege des
Informationsaustausches um eine möglichst weit­
gehende Harmonisierung der praktischen Anwen­
dung der Kriterien für die Aberkennung der
Flüchtlingseigenschaft gemäß Artikel 1 Ab­
schnitt C des Genfer Abkommens .

Die Umstände, aufgrund deren die Aberkennung
der Flüchtlingseigenschaft nach Artikel 1 Ab­
schnitt C des Genfer Abkommens erfolgen kann,
müssen fundamentalen Charakters sein und müs­
sen objektiv festgestellt werden und nachprüfbar
sein . Informationen von Seiten des CIREA und
des UNHCR können hierbei wichtig sein .

12 . Artikel 1 Abschnitt D des Genfer Abkommens

Entzieht sich eine Person bewußt dem Schutz oder
Beistand im Sinne des Artikels 1 Abschnitt D des
Genfer Abkommens , so fällt sie nicht automatisch
von Rechts wegen unter jenes Abkommen. In
diesen Fällen bestimmt sich die Flüchtlingseigen­
schaft grundsätzlich nach Artikel 1 Abschnitt A
des Genfer Abkommens .

13 . Artikel 1 Abschnitt F des Genfer Abkommens

Die Bestimmungen des Artikels 1 Abschnitt F des
Genfer Abkommens sehen den Ausschluß solcher
Personen vom Schutz jenes Abkommens vor, die
aufgrund der Schwere der von ihnen begangenen
Straftaten keinen internationalen Schutz in An­
spruch nehmen können .

Sie können ferner angewandt werden, wenn der
Tatbestand nach der Anerkennung als Flüchtling
bekannt wird ( vgl . Nummer 11 ).

Angesichts der schwerwiegenden Folgen einer der­
artigen Entscheidung für den Asylsuchenden ist
Artikel 1 Abschnitt F des Genfer Abkommens mit
Vorsicht und nach gründlicher Prüfung sowie
nach Maßgabe des einzelstaatlichen Rechts anzu­
wenden .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. BARATTA
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GEMEINSAME MASSNAHME

vom 4. März 1996

— vom Rat aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union angenommen —
betreffend den Transit auf Flughäfen

( 96/1 97/JI )

HAT FOLGENDE GEMEINSAME MASSNAHME
ERLASSEN :

Artikel 1

Für die Zwecke dieser Gemeinsamen Maßnahme bezeich­
net der Ausdruck „ Visum für den Transit auf Flughäfen"
( VTA ) die Genehmigung, über die die Staatsangehörigen
einiger Drittländer in Abweichung von dem in Anhang 9
des Abkommens von Chicago über die internationale
Zivilluftfahrt verankerten Grundsatz der freien Durch­
reise verfügen müssen , um die Transitzone der Flughäfen
der Mitgliedstaaten zu passieren .

Artikel 2

( 1 ) Das Visum für den Transit auf Flughäfen wird von
den Konsularstellen der Mitgliedstaaten ausgestellt .

( 2 ) Die Bedingungen für die Ausstellung der Visa für
den Transit auf Flughäfen werden vorbehaltlich vom Rat
angenommener Kriterien für die Bearbeitung von Visaan­
trägen und die Ausstellung von Visa von den einzelnen
Mitgliedstaaten festgelegt .

In allen Fällen haben sich die Konsularstellen zu verge­
wissern , daß unter den Gesichtspunkten der Sicherheit
oder der illegalen Einwanderung kein Risiko besteht . Sie
müssen namentlich dafür Sorge tragen, daß der Antrag
auf Ausstellung eines Visums für den Transit auf Flughä­
fen in Anbetracht der vom Antragsteller vorgelegten
Unterlagen gerechtfertigt ist und daß diese Unterlagen die
Einreise in das Endbestimmungsland soweit wie möglich
sicherstellen, und zwar insbesondere dadurch, daß der
Antragsteller ein gegebenenfalls erforderliches Visum vor­
weisen kann .

( 3 ) Sobald die Bestimmungen anwendbar sind, die in
der Verordnung ( EG ) Nr . 1683/95 des Rates vom
29 . Mai 1995 über eine einheitliche Visagestaltung (')
vorgesehen sind, verwenden die Mitgliedstaaten bei der
Ausstellung von Visa für den Transit auf Flughäfen die
einheitliche Visummarke .

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union,
insbesondere auf Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe b ),

auf Vorschlag der Französischen Republik vom 23 . Fe­
bruar 1995 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Festlegung der Voraussetzungen für die Einreise und
den Verkehr von Staatsangehörigen dritter Länder im
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten sowie die Bekämpfung
der illegalen Einwanderung von Staatsangehörigen dritter
Länder stellen eine Angelegenheit von gemeinsamem
Interesse nach Artikel K.l Nummer 3 Buchstabe a )
bzw . c ) des Vertrags dar .

Der Luftweg wird häufig zur Einreise in das Hoheitsge­
biet der Mitgliedstaaten benutzt, namentlich im Hinblick
auf einen illegalen Aufenthalt, was insbesondere in Einrei­
seanträgen oder faktischen Einreisen beim Transit auf
Flughäfen zum Ausdruck kommt; es sollte eine verbes­
serte Kontrolle dieses Einreisewegs angestrebt werden .

In Anhang 9 des Abkommens von Chicago über die
internationale Zivilluftfahrt ist der Grundsatz der freien
Durchreise durch die Transitzone der Flughäfen festge­
legt . Die Staaten können jedoch von diesem allgemeinen
Grundsatz abweichen, indem sie der Internationalen
Zivilluftfahrt-Organisation ( ICAO ) notifizieren , daß sie
ein Visum für den Transit auf Flughäfen verlangen . Diese
Möglichkeit muß soweit wie möglich begrenzt werden,
um jede unnötige Beeinträchtigung der Entwicklung des
Luftverkehrs zu verhindern .

Eine Harmonisierung der Politiken der Mitgliedstaaten in
diesem Bereich entspricht den Zielen der Sicherheit und
der Kontrolle der illegalen Einwanderung und trägt
gleichzeitig zur Harmonisierung der Wettbewerbsbedin­
gungen für die Luftfahrtgesellschaften und Flughäfen der
Mitgliedstaaten bei .

Diese Angelegenheit betrifft nicht die Visa , die beim
Überschreiten der Außengrenzen der Mitgliedstaaten ver­
langt werden , und fällt somit nicht unter Artikel 100c
Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft; sie ist dennoch von gemeinsamem Interesse
und könnte durch eine Gemeinsame Maßnahme effizien­
ter geregelt werden .

Den Mitgliedstaaten , in denen keine Regelung für Visa
auf Flughäfen besteht, sollte ausreichend Zeit gegeben
werden, damit sie eine solche Regelung einführen kön­
nen —

Artikel 3

Jeder Mitgliedstaat verlangt von den Staatsangehörigen
der Drittländer, die in der im Anhang enthaltenen
gemeinsamen Liste aufgeführt sind , ein Visum für den

(>) ABl . Nr. L 164 vom 14 . 7 . 1995 , S. 1 .
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tagen nach Inkrafttreten dieser Gemeinsamen Maßnahme
die Maßnahmen mit, die er gemäß den Artikeln 4 , 5 und
6 getroffen hat . Diese Maßnahmen werden zur Unterrich­
tung im Amtsblatt veröffentlicht .

Transit auf Flughäfen, sofern sie bei der Durchreise durch
die Transitzonen der im Hoheitsgebiet des betreffenden
Mitgliedstaats gelegenen Flughäfen nicht bereits im Besitz
eines Einreise- oder Transitvisums für diesen Mitglied­
staat sind .

Artikel 8

Der Präsident des Rates erstellt jedes Jahr einen Bericht
über den Stand der Harmonisierung der Regelungen für
den Transit auf Flughäfen in der Europäischen Union .

Der Rat prüft sämtliche Vorschläge zur Anpassung der
im Anhang enthaltenen Länderliste .

Artikel 4

Ein Mitgliedstaat kann Ausnahmen von der Visumpflicht
für den Transit auf Flughäfen für Staatsangehörige der
Drittländer vorsehen, die in der im Anhang enthaltenen
gemeinsamen Liste aufgeführt sind, und zwar insbeson­
dere für

— Mitglieder des Flug- und Schiffspersonals ,

— Inhaber von Diplomatenpässen , Dienstpässen oder
sonstigen amtlichen Pässen,

— Inhaber von Aufenthaltstiteln oder gleichwertigen
Dokumenten, die von einem Mitgliedstaat ausgestellt
wurden,

— Inhaber von Visa , die von einem Mitgliedstaat oder
von einem Staat ausgestellt wurden, der dem Abkom­
men über den Europäischen Wirtschaftsraum beigetre­
ten ist .

Artikel 9

Diese Gemeinsame Maßnahme steht einer weiterreichen­
den Harmonisierung zwischen einigen Mitgliedstaaten im
Bereich des Transits auf Flughäfen, die über die im
Anhang enthaltene gemeinsame Liste hinausgeht, nicht
entgegen .

Artikel 10

Diese Gemeinsame Maßnahme tritt am ersten Tag des
sechsten Monats nach ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt in Kraft .

Für Dänemark , Finnland und Schweden tritt sie hingegen
am ersten Tag des achtzehnten Monats nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt in Kraft .

Artikel 5

Jeder Mitgliedstaat entscheidet über das Erfordernis eines
Visums für den Transit auf Flughäfen für Staatsangehö­
r : ge von Staaten, die nicht in der im A hang enthaltenen
gemeinsamen Liste aufgeführt sind .

Artikel 6

Jeder Mitgliedstaat legt die Regelung für den Transit auf
Flughäfen für Staatenlose und anerkannte Flüchtlinge
fest .

Artikel 7

Geschehen zu Brüssel am 4 . März 1996 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. BARATTA
Jeder Mitgliedstaat teilt den anderen Mitgliedstaaten und
dem Generalsekretariat des Rates binnen zehn Arbeits­

ANHANG

Äthiopien
Afghanistan
Eritrea

Ghana

Irak

Iran

Nigeria
Somalia

Sri Lanka

Zaire
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BESCHLUSS DES RATES

vom 4. März 1996

über ein Warn- und ein Dringlichkeitsverfahren zur Lastenverteilung hinsichtlich der Aufnahme
und des vorübergehenden Aufenthalts von Vertriebenen

( 96/198/JI )

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union ,
insbesondere auf Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe a ),

gestützt auf die Entschließung des Rates vom 25 . Septem­
ber 1995 über die Lastenverteilung hinsichtlich der Auf­
nahme und des vorübergehenden Aufenthalts von Vertrie­
benen ('),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die genannte Entschließung muß weiterentwickelt wer­
den , damit die darin aufgestellten Grundsätze auf wirk­
same Weise angewandt werden können, wenn Krisensi­
tuationen auftreten , die ein rasches Handeln erfordern .

Zu diesem Zweck sind ein Warn- und ein Dringlichkeits­
verfahren einzuführen —

2 . Tagesordnung für die Sitzung

Die Tagesordnung für die Sitzung kann insbesondere
folgende Punkte enthalten :

— Prüfung der Lage und Beurteilung des Umfangs
der Bevölkerungsbewegungen;

— Beurteilung der Zweckmäßigkeit von Dringlich­
keitsmaßnahmen auf der Ebene der Europäischen
Union ;

— Prüfung anderer Möglichkeiten , einschließlich
etwaiger Maßnahmen vor Ort;

— Festlegung eines Zeitplans sowie eines Stufenplans
für den sich voraussichtlich ergebenden Aufnah­
mebedarf;

— Angaben der einzelnen Mitgliedstaaten , wie viele
Personen zu welchem Zeitpunkt nach Maßgabe
von Nummer 4 der Entschließung des Rates vom
25 . September 1995 aufgenommen werden kön­
nen;

— Koordinierung mit den Maßnahmen der Kommis­
sion im Rahmen der humanitären Hilfe ;

— Informationsaustausch mit dem Hohen Kommis­
sar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge und
Koordinierung des Aufnahmeplans;

— Koordinierung mit Drittländern .

BESCHLIESST:

1 . Einleitung des Verfahrens

Auf Veranlassung des Vorsitzes , eines Mitgliedstaats
oder der Kommission kann der in Artikel K.4 des
Vertrags genannte Koordinierungsausschuß zu einer
Dringlichkeitssitzung einberufen werden; die Aus­
schußmitglieder lassen sich von den für Asyl - und
Einwanderungsfragen zuständigen Beamten der Mit­
gliedstaaten bei der Entscheidung darüber beraten , ob
eine Lage besteht, die eine konzertierte Aktion der
Europäischen Union im Hinblick auf die Aufnahme
und den vorübergehenden Aufenthalt von Vertriebe­
nen erfordert .

Eine derartige Aktion kann nur durchgeführt werden,
wenn die unter den Nummern 1 und 2 der Entschlie­
ßung des Rates vom 25 . September 1995 vorgesehe­
nen Bedingungen erfüllt sind .

Der Vorsitz erstellt in regelmäßigen Abständen und
auf jeden Fall vor der Sitzung in Zusammenarbeit mit
der Kommission unter Berücksichtigung der Stellung­
nahme des Hohen Kommissars der Vereinten Natio­
nen für Flüchtlinge und mit Unterstützung des Gene­
ralsekretariats des Rates einen Lagebericht . Dieser
Bericht wird den Mitgliedstaaten übermittelt .

3 . Beschluß über die Lastenverteilung

Entsprechend den Ergebnissen der Sitzung des vor­
genannten Koordinierungsausschusses wird ein Vor­
schlag ausgearbeitet und dem Rat zur Genehmigung
unterbreitet .

Falls es für erforderlich erachtet wird , können gemäß
Nummer 3 der Entschließung vom 25 . September
1995 die in der Geschäftsordnung des Rates für
Dringlichkeitsfälle vorgesehenen Bestimmungen ange­
wandt werden, wenn der Koordinierungsausschuß
nicht binnen eines Monats zu einem Einvernehmen
gelangt ist .(') ABl . Nr . C 262 vom 7. 10 . 1995 , S. 1 .
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Maßgabe von Nummer 2 dieses Beschlusses Sitzungen
abhalten .

Geschehen zu Brüssel am 4 . März 1996 .

4 . Weitere Beobachtung der Lage

Die Einzelheiten der Aufnahme der Vertriebenen wer­
den von den einzelnen Mitgliedstaaten festgelegt .

Solange die Krisensituation andauert, kann der vorge­
nannte Koordinierungsausschuß wiederholt — in
Zeitabständen, die er selbst bestimmt — und nach

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. BARATTA
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